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1. Einleitende Bemerkungen und Einführung 
 

M. EBNER eröffnet in seiner Funktion als Präsident der Intergruppe die Sitzung und heißt alle 
Europa-Abgeordneten bzw. ihre Vertreter sowie die geladenen Referenten und 
Sachverständigen willkommen. Er entschuldigt sich dafür, dass keine Simultanübersetzung zur 
Verfügung stehen wird. Dies ist das Ergebnis der Entscheidung, die am Vortag vom 
Präsidenten des EP getroffen wurde und erst am Morgen durch den Generalsekretär 
bekanntgegeben wurde, um alle Veranstaltungen abzusagen, an denen Europa-Abgeordnete 
zwischen 15:00 und 17:30 teilnehmen, mit Ausnahme der Plenarsitzung (für eine 
Sondersitzung anlässlich des 60. Jahrestages des Ende des 2. Weltkrieges). Er hofft, dass mit 
Unterstützung des FACE Sekretariats eine improvisierte Übersetzung Englisch / Französisch 
möglich sein wird  
 

2. Annahme der Resolution über  private Jagdaufseher 
 
Nachdem zum Text des Entwurfes der Resolution, der mit dem Protokoll der Februar-Sitzung 
verteilt wurde, keine Kommentare eingegangen sind und kein Mitglied um das Wort bittet, 
schließt der Präsident daraus, dass diese Resolution somit angenommen ist (endgültiger Text in 
der Anlage). 
 

3. Vorschlag für eine Richtlinie zu “humanen Fangnormen” KOM(2004)532endg. 
 
Der Vorsitz der Sitzung geht an V. MATHIEU über; die Vorsitzende stellt kurz die 
Hauptthemen der heutigen Tagesordnung vor sowie die verschiedenen Mitglieder und 
Sachverständigen, die Referate halten. 
 
Die für dieses Thema zuständige Beamtin bei der Europäischen Kommission, GD UMWELT, 
Frau I. PLANK, präsentiert den Richtlinienvorschlag, der als gesetzmäßige Verpflichtung für 
die EU betrachtet werden muss, das Übereinkommen über internationale humane Fangnormen 
(AIHTS), abgeschlossen zwischen der EU, Kanada und Russland im Jahre 1998 und die mit 
den USA im selben Jahr unterzeichnete Vereinbarte Niederschrift, umzusetzen. Das AIHTS 
mit Kanada und Russland sollte in Kraft treten, sobald die Russische Föderation das 
Übereinkommen ratifiziert (für sehr bald erwartet). Wird die Umsetzung der EU-Gesetzgebung 
in dieser Zeit nicht angenommen, dann würde die EU gegen ihre internationalen 
Verpflichtungen verstoßen. Die Fangnormen des Vorschlags stehen voll im Einklang mit dem 
AIHTS und sind das Ergebnis der Arbeit, die von einer Expertengruppe geleitet wurde, 
bestehend aus unabhängigen wissenschaftlichen Experten aus der EU, Kanada, den USA und 
der Russischen Föderation. Unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden 
wissenschaftlichen und technischen Daten hat die unabhängige Expertengruppe diese 
Fangnormen erstellt, mit dem Ziel, Tierqualen und –leiden zu reduzieren. 
Darüberhinaus geht der Vorschlag auf eine Rechtslücke ein, angesichts der Tatsache, dass 
neben der Verordnung 3254/91 (und Richtlinie 92/43 im Hinblick auf Selektivitätskriterien für 
den Fang und das Töten bestimmter Arten) keine weitere Gesetzgebung zu Fangnormen auf 
EU Ebene und keine harmonisierten Normen auf nationaler Ebene vorhanden sind. Dies 
bedeutet, dass es kein einheitliches, wissenschaftlich basiertes System innerhalb der EU gibt, 
um andere verfügbare Fallen zu evaluieren und sicherzustellen, dass nur die humansten 
Systeme verwendet werden. 
Zusammenfassend zielt der Vorschlag darauf ab, die Verwendung inhumaner Fallen zum Fang 
bestimmter Tierarten zu verbieten und stellt die Instrumente zur Verfügung, um eine 
harmonisierte Herangehensweise zur Erreichung dieses Ziels sicherzustellen.  
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Das bedeutet, dass die Mitgliedstaaten die notwendigen Schritte ergreifen müssen, um zu 
garantieren, dass ihre betroffenen zuständigen Behörden Verfahren für die Fallenzertifizierung 
erstellen, nachdem sie deren Konformität mit den Normen geprüft haben. Die Mitgliedstaaten 
müssen sicherstellen, dass Fallensteller über Kompetenz und entsprechendes Wissen verfügen 
oder ausgebildet werden. Darüberhinaus erfordert der Vorschlag, dass die Mitgliedstaaten 
Forschung hinsichtlich der Verbesserung und Ausweitung der humanen Fangnormen fördern 
und ermutigen, mit dem Ziel das Befinden der gefangenen Tiere zu verbessern. 
 
In ihrer Funktion als Berichterstatterin für den EP „Umwelt“ Ausschuss, kündigt K. 
SCHEELE an, dass sie in ihrem Bericht, der zur Zeit noch übersetzt wird aber Mitte Juni zur 
Verfügung stehen soll, eine Reihe von Vorschlägen formuliert, um die Richtlinie effektiver zu 
machen. Sie ist der Meinung, dass solche Änderungen tatsächlich notwendig sind, da der 
Kommissionsvorschlag einige erhebliche Mängel aufweist. Ihre ursprüngliche Absicht war es 
sogar, den Text für eine vollständige Neukonzipierung zurückzusenden. Ihrer Meinung nach ist 
das AIHTS ein bilaterales Übereinkommen, dessen Hauptziel die Vermeidung von 
Handelsstreitigkeiten zwischen der EU und Kanada war. Die zukünftige Richtlinie sollte 
jedoch über diesen Aspekt hinausgehen und das Thema Tierleiden, als ein Ergebnis des 
Fallenfangs, umfassender ansprechen. Sie schlägt insbesondere vor, der Ausbildung der 
Fallensteller (Artikel 8) mehr Aufmerksamkeit zukommen zu lassen, die Bedingungen für die 
Genehmigung von bewegungseinschränkenden Fallen und Tötungsfallen zu verschärfen 
(Artikel 5) und die Liste der Arten, die durch die Richtlinie (Anhang I) gedeckt sind, auf Basis 
von mehr wissenschaftlichen Kriterien zu überprüfen. Letztlich ist sie der Ansicht, dass die 
Referenz auf das Konzept „human“ in Beziehung zu Fangnormen unpassend ist und schlägt 
daher vor, den Titel der Richtlinie entsprechend zu ändern (z.B. Richtlinie zur Einführung 
zertifizierter Fangmethoden, oder eine ähnliche Formulierung).  
Sie hofft, dass eine Einigung mit ihren Kollegen der anderen Fraktionen möglich sein wird, um 
die Richtlinie so effektiv wie möglich zu gestalten. 
 
R. HELMER, Schatten-Berichterstatter für die EVP-ED Fraktion, bedankt sich zunächst bei 
Frau PLANK und Frau SCHEELE für ihre sehr aufschlussreichen und hilfreichen 
Präsentationen. Er räumt ein, dass er gegenüber der EU und insbesondere gegenüber der 
Kommission sehr kritisch ist, aber stellt fest, dass er in diesem besonderen Fall die Position der 
Kommission unterstützen möchte. Er ist nämlich davon überzeugt – im Gegensatz zur 
Berichterstatterin – dass das AIHTS sorgfältig auf Basis den bestverfügbaren 
wissenschaftlichen und technischen Fachkenntnissen erstellt worden ist. Es wäre daher unklug 
diese Arbeit zu ignorieren, indem vorgeschlagen wird, dass die Richtlinie vom Text des 
AIHTS signifikant abweichen soll. Dies wird durch die kürzlich von der Weltnaturschutzunion 
(IUCN) angenommene Empfehlung bestätigt, welche das AIHTS als ein Modell zur 
Entwicklung geeigneter Fangnormen anführt (Text auf Englisch und Französisch in der 
Anlage). Die Effektivität des AIHTS wird durch die Tatsache illustriert, dass in Kanada – wo 
das Übereinkommen bereits umgesetzt und in Kraft ist – die Hälfte bis drei Viertel aller zuvor 
verwendeten Fallen nun beseitigt worden sind. Kanada hat ebenfalls exzellente 
Ausbildungsprogramme für Fallensteller eingeführt. Er kann verstehen, dass die 
Berichterstatterin Schwierigkeiten mit dem Begriff „humaner Fallenfang“ hat, ist aber 
zuversichtlich, dass eine Einigung über eine andere Formulierung erzielt werden kann. Er ist 
überzeugt, dass auch in diesem Fall das Subsidiaritätsprinzip Anwendung finden muss und 
dass die Richtlinie daher den Mitgliedstaaten einen bestimmten Spielraum bei der Umsetzung 
lassen soll. 
In seiner Schlussfolgerung führt er an, dass die Substanz des Vorschlags für ihn sehr 
zufriedenstellend ist, aber noch in einer Anzahl von Details verbessert werden kann, um den 
Vorschlag noch wirksamer zu machen und damit jeder ihm zustimmen kann, insbesondere 
indem das Tierleiden so gut wie möglich reduziert wird. 
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S. SCULL vom Britischen Verband für Jagd und Wildtiererhaltung (British Association for 
Shooting and Conservation) unterstreicht in seiner Präsentation (auf Englisch in der Anlage) 
zunächst die Legitimität und Notwendigkeit des Fallenfangs in der EU als ein Instrument für 
die Regulierung bestimmter Schaden verursachender Arten (wie z.B. Bisamratte) und für ein 
ökologisch ausgewogenes Wildtiermanagement. Fallensteller sind sich der Notwendigkeit 
bewusst, das Leiden so gut wie möglich zu reduzieren und die FACE spricht sich daher 
zugunsten von international vereinbarten Fangnormen aus. Wahrscheinlich könnte dies auch 
ohne eine Richtlinie erreicht werden, auch deshalb, weil nicht klar ist, ob die EU eine 
rechtliche Kompetenz in diesem Bereich hat. 
Der Vorschlag würde tatsächlich durch eine Anzahl von Klarstellungen profitieren (wie 
beispielsweise die Definition von „Fallen“). Es wird auch notwendig sein, die sogenannten 
selbstgebauten Fallen (die in bestimmten Mitgliedstaaten weit verbreitet sind) von den 
Bestimmungen auszunehmen, da nur das Muster oder Modell für solche Fallen geprüft und 
zertifiziert werden muss. Die Verwendung von Computer-simulierten Modellen sollte ermutigt 
werden als Alternative zur Prüfung mit Lebendtieren. Er folgert, dass die Richtlinie das Thema 
des reduzierten Tierleidens ansprechen sollte, ohne jedoch zu ungerechtfertigten und 
unangemessenen Einschränkungen für den Fallenfang zu führen. 
 
J. C. SAULNIER, Präsident der Französichen Föderation anerkannter Fallensteller (Fédération 
française des piégeurs agréés - UNAPAF), stellt die Situation in Frankreich vor, wo seit 1984 
eine spezifische Gesetzgebung in Kraft ist, die u.a. die Ausbildung der Fallensteller, die 
betroffenen Arten, die verschiedenen genehmigten Fallen und Fangmethoden etc. abdeckt. 
Dieses System könnte sehr wohl als Modell für andere Mitgliedstaaten gesehen werden. 
Er bestätigt, dass die AIHTS Normen streng und effektiv sind und in Kanada zu einem Verbot 
von mehr als 50% der Tötungsfallen und 87% der bewegungseinschränkenden Fallen geführt 
hat. Das AIHTS selbst beinhaltet ein Verfahren (Artikel 9), um die Normen im Lichte der 
wissenschaftlichen Forschung regelmäßig zu überprüfen. Er spricht sich ebenfalls dafür aus, 
die Prüfung mit Lebendtieren so gut wie möglich zu reduzieren. (Der vollständige Text seiner 
Präsentation auf Französisch befindet sich in der Anlage) 
 
G. de TURCKHEIM, Präsident der FACE, nimmt Bezug auf die dritte Präambel des 
Vorschlags und zieht die Aufmerksamkeit der Abgeordneten auf das Konzept des Befindens 
wildlebender Tiere, das erstmals in einem offiziellen Text aufscheint, obwohl die EU nach den 
Gründungsverträgen keine rechtliche Kompetenz in diesem Bereich hat. Angesichts, dass 
dieses Konzept nicht genau definiert werden kann, besteht das Risiko, dass eine restriktive 
Auslegung in Kombination mit dem sogenannten Vorsorgeprinzip zu gänzlich 
ungerechtfertigten Einschränkungen bei einer breiten Anzahl menschlicher Aktivitäten 
(einschließlich aller Jagdformen) führen wird. 
 
Nach H. GOUDIN gibt es in Schweden eine hohe Fachkenntnis hinsichtlich der Fallenprüfung 
und –zertifizierung und sie würde gerne wissen, ob dieses Material bzw. Information der 
Kommission zur Verfügung gestellt worden ist. 
 
I. PLANK bestätigt dies.  
 
S. BRAINERD, der den Nordischen Jägerzusammenschluss (Nordic Hunters’ Cooperation -
(Dänemark, Finnland, Schweden, Island, Norwegen) vertritt, unterstützt die Position der 
FACE. Er spricht ebenfalls seine Betroffenheit über bestimmte Definitionen und Konzepte aus 
und unterstreicht die Notwendigkeit einer Ausnahme für selbstgebaute Fallen. Er befürwortet 
weiters die Verwendung von Prüfanlagen mit Computersimulationen. 
Das Nordische Positionspapier auf Englisch befindet sich in der Anlage. 



 

 5

V. MATHIEU dankt allen Sprechern für ihre ausgewogenen Beiträge und Anregungen zu 
einem Thema, das prädestiniert ist, sich von starken persönlichen Emotionen leiten zu lassen. 
Sie hofft, dass der Bericht die Notwendigkeit nach klaren Definitionen und präzisen 
Formulierungen der verschiedenen Bestimmungen ansprechen wird, um so Probleme zu 
vermeiden, wie jene, die aus bestimmten Aspekten der „Vogel“ Richtlinie von 1979 
resultieren. Die zukünftige Richtlinie, die das AIHTS in der EU umsetzt, sollte realistisch und 
pragmatisch sein und einen tatsächlichen Beitrag zur Reduktion vermeidbaren Leidens 
schaffen, dies aber ohne ungerechtfertigte Einschränkungen für den Fallenfang. 
 

4. Nächste Sitzung 
 
Das Programm für die kommenden Sitzungen der Intergruppe für das laufende Jahr ist 
folgendes: 

- 8. Juni (16:30-18:00, Saal N.3.2): Sitzung des Vorstands der Intergruppe – für 
alle Mitglieder offen. 
Vorsitz: M. EBNER  

- 6..Juli (16:30-18:00, Saal N.3.2): “Eigentumsrechte & Jagd”.  
Vorsitz: D. GRABOWSKI 

- 28. September (15:30-16:30, Saal SDM S3): “Die Vogel Richtlinie”.  
Vorsitz: S. BERLATO 

- 16. November (17:30-18:30, Saal noch zu definieren): “Jubiläums” Sitzung 
anlässlich des 20. Jahrestages der Intergruppe. 

- 14. Dezember (15:30-16:30, Saal SDM S3): Hauptthema noch zu definieren. 
 
 
 
M. ESPARRAGO 



Annex “Hunting” Intergroup 11.05.05 

 1

 
IUCN Recommandation RECWCC3.089 on Humane trapping standards  

 
ACKNOWLEDGING the important role of IUCN and its members in protecting and conserving biodiversity and 
ecosystems globally; 
BEARING IN MIND that conservation and sustainable use imply a sense of caring for the welfare of the wild 
animals that are killed or captured; 
ACKNOWLEDGING that wild animals are trapped in almost every country, for a variety of reasons; 
RECALLING Resolution 18.25 Methods for Capturing and/or Killing of Terrestrial or Semi-aquatic Wild Animals 
adopted by the General Assembly of IUCN at its 18 th Session (Perth, 1990), which urged that when a wild animal 
is captured and/or killed, that this be done in a humane way; 
ALSO RECALLING that Resolution 18.25 noted the work of ISO, the International Organization for 
Standardization, in developing international, scientifically-based, humane trap standards, and urged the broadest 
practicable international participation in this work; 
NOTING that Resolution 18.25 urged IUCN members to adopt regulations setting out specific humane trapping 
practices to ensure that the most humane and selective techniques available are employed in the capture and/or 
killing of wild animals; and 
WELCOMING, with appreciation, the initiative taken by the Govern ments of Canada, the European Union, the 
Russian Federation, and the United States of America, which, using ISO’s work as a basis, negotiated the Agreement 
on International Humane Trapping Standards (AIHTS), for the capture and/or killing of, initially, 19 wild species; 
The World Conservation Congress at its 3 rd Session in Bangkok, Thailand, 17-25 November 2004: URGES IUCN 
members, particularly governments, to study the AIHTS, especially the humane trap standards annexed to it, as well 
as the ISO trap-testing standards, with a view to using them as models for the development of standards appropriate 
for the trapping systems and practices used in their countries. 
State and agency members United States refrained from engaging in deliberations on this motion and took no 
national government position on the motion as adopted for reasons given in the US General Statement on the IUCN 
Resolution Process. 
 

***************************** 
 

Recommandation de l’UICN RECWCC3.089 - Normes de piégeage sans cruauté 
 

CONSCIENT du rôle important que jouent l’UICN et ses membres en protégeant et conservant la diversité 
biologique et les écosystèmes à l’échelle mondiale ;  
AYANT PRÉSENT À L’ESPRIT que la conservation et l’utilisation durable portent en elles l’idée d’éviter des 
souffrances aux animaux sauvages tués ou capturés ;  
SACHANT que dans presque tous les pays des animaux sauvages sont piégés pour des raisons diverses ;  
RAPPELANT la Résolution 18.25 Méthodes utilisées pour capturer et/ou tuer des animaux sauvages terrestres ou 
semi-aquatiques, adoptée par l’Assemblée générale de l’UICN à sa 18 e Session (Perth, 1990), qui demandait que, 
lorsqu’un animal sauvage est capturé et/ou tué, cela soit fait sans cruauté ;  
RAPPELANT ÉGALEMENT que la Résolution 18.25 se félicitait de l’initiative prise par l’Organisation 
internationale de normalisation (ISO), afin d’élaborer des normes internationales de piégeage sans cruauté reposant 
sur des critères scientifiques et invitait à la plus grande collaboration internationale possible à ces travaux ; 
NOTANT que la Résolution 18.25 priait les membres de l’UICN d’adopter des règlements décrivant des méthodes 
spécifiques de piégeage sans cruauté afin de garantir que les techniques les moins cruelles et les plus sélectives 
soient employées pour capturer et/ou tuer des animaux sauvages ;  
ACCUEILLANT AVEC SATISFACTION l’initiative prise par les gouvernements du Canada, des États -Unis 
d’Amérique, de la Fédération de Russie et l’Union européenne qui, en s’inspirant des travaux de l’ISO, ont négocié 
l’Accord sur les normes internationales de piégeage sans cruauté pour capturer et/ou tuer, dans un premier temps, 
19 espèces animales sauvages ;  
Le Congrès mondial de la nature, réuni du 17 au 25 novembre 2004 à Bangkok, Thaïlande, pour sa 3 e Session : 
PRIE INSTAMMENT les membres de l’UICN, en particulier les gouvernements, d’étudier l’Accord sur les normes 
internationales de piégeage sans cruauté, en particulier les normes de piégeage sans cruauté qui lui sont annexées, 
ainsi que les normes ISO des méthodes d’essai des pièges pour animaux, dans le but de les utiliser comme modèles 
pour élaborer des normes appropriées pour les pièges et méthodes de piégeage employés dans leurs pays respectifs. 
Les États-Unis d’Amérique (État membre et organismes publics membres) se sont abstenus de participer aux 
délibérations relatives à cette motion et n’ont pris aucune position nationale sur la motion telle qu’elle a été 
adoptée pour les raisons énoncées dans la Déclaration générale des Etats-Unis sur le processus des résolutions de 
l’UIC N. 
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Stewart Scull, Head of Gamekeeping and Wildlife Management 
British Association for Shooting and Conservation (BASC) 

 
FACE was founded in 1977 and is a non-profit-making, non-governmental, international association, 
headquarters in Brussels and represents the interests of some 7 million European hunters. BASC is an 
active FACE member in the UK. 
 
Trapping is a legitimate and indispensable activity necessary for the prevention of serious damage to 
agriculture from species such as the muskrat and the protection of a wide range of rare ground nesting 
birds. Within EU Member States, a right to hunt also includes the right to trap ‘game’ & ‘pests’ and 
trappers already ensure their activities reduce animal suffering to absolute minimums. 
  
FACE is in favour of international humane standards for trapping but questions whether a legal 
instrument at the EU level is needed in order to comply with the international Agreement. The Directive 
is to improve wild animal welfare and FACE questions whether the EU has any formal competence in this 
area. If this is the case then the EU should simply implement the international standards and compliance 
with the Agreement could be reached through national implementation in Member States. The 
Commission could simply adopt a Recommendation along those lines. 
 
The Directive is based on two international Agreements in 1998 to establish international trapping 
standards, however, some wording remains ‘unclear’. For example FACE believes definition of traps 
does not include snares. The Directive defines traps are ‘mechanical capturing devices designed for 
killing and restraining’. Snares are not mechanical capturing devices. 
 
FACE feels the suggestions made by the Rapporteur to extend the list of species covered by the Directive 
as unnecessary and is satisfied that trapping is already carried out to high standards and questions 
whether further training of trappers is required.  
 
FACE believes only trap designs and models should be tested and approved – not individual traps. 
Homemade traps are widely used in Member States and should therefore be exempt. The use of 
‘homemade traps is permitted under the international Agreement. 
  
Trap testing facilities are not available in many Member States and it would therefore be costly to carry 
out this requirement. Computer models are now available and would reduce the number of test animals.  
Traps already approved to ISO standards should be exempt from further testing with the exception of 
field-testing. This would then form the basis for fulfilling the standards for humane trapping methods. 
 
Legislative and administrative provisions should be based on best available knowledge regarding trap and 
methodology. Trappers have an important role to play and their expertise and skills should not be utilised 
and overlooked. Where knowledge is insufficient then research should be encouraged and undertaken to 
minimise suffering. Overall it must not result in any unjustified restrictions, however, FACE believes the 
Directive is in danger of doing this.  
 
FACE will continue to work for understanding and acceptance of trapping as a legitimate activity; for 
regulation that does not impose impractical or unreasonable restrictions; for a trap certification system 
based on an international standard and is working to create a platform for efficient international 
cooperation in the certification of trap types. 
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Jean-Claude SAULNIER, Président UNAPAF 
 
Madame la Présidente, Mesdames, Messieurs, j'interviens ici en tant que Président de l'Union nationale 
des associations de piégeurs agréés de France (UNAPAF), structure indépendante constituée de 
bénévoles, pour vous présenter sommairement la situation du piégeage en France et la contribution que 
nous pouvons apporter dans le dossier qui nous préoccupe aujourd'hui, à savoir la mise en œuvre de 
l'Accord sur les normes internationales de piégeage sans cruauté dans l'Union européenne. 
 
1. L'Accord 
 
Cet Accord signé le 15 décembre 1997 entre le Canada et l'Union Européenne, en voie de ratification 
imminente par la Fédération de Russie, prévoit que des normes internationales de piégeage sans cruauté 
doivent être mises en vigueur dans les pays signataires. Pour la mise en œuvre de cet Accord dans l'UE, 
un projet de Directive est élaboré par la Commission. Ce projet de Directive reprend quasiment mot pour 
mot les termes de l'Accord. Il emporte l'adhésion des piégeurs français. 
Il serait question de durcir les normes et de rallonger la liste des espèces concernées. Pour nous, en l'état, 
c'est inconcevable car : 

§ la possibilité d’ajouter des espèces est déjà intégrée à l’Annexe I, Partie II, 4.1 
§ il prévoit dans son article 9 la possibilité de faire évoluer ces normes en fonction des recherches 

en cours et permet de réévaluer et de mettre à jour l'Annexe I pour la première fois trois ans 
après son entrée en vigueur. 

§ il faut d'abord appliquer les normes tel quel aux pièges utilisés dans l'UE avant d'y toucher afin 
d’évaluer leur niveau de conformité. 

§ les normes en vigueur sont, quoiqu'on en dise, très sévères. Actuellement par les tests effectués au 
Canada depuis les 6 dernières années, seul pays ayant mis en œuvre pour le moment des batteries 
de tests qui ont nécessité un investissement de 5 millions d’euros : 

- plus de 50 % des pièges mortels et plus de 87 % des pièges de captures vivantes 
sont rejetés, 

- de tous les pièges mortels testés pour le blaireau et de capture vivante pour le 
loup, aucun ne rencontrent ces normes, 

- les pièges les plus utilisés et possédés pour le piégeage de 75% des espèces 
inscrites à l’Accord, ne se conforment pas à ces normes.  

Dire que les normes ont été adaptées aux pièges existants au moment de la signature de l'Accord est donc 
une contre vérité.  
 
2. La situation en France  
 

§ Un peu d'histoire 
La France s'est penchée très tôt sur cette notion du bien-être animal puisque dès 1984, les pièges à 
mâchoires à dents ont été interdits sur tout son territoire. Ensuite, les mâchoires métalliques ont 
été munies de garnitures en caoutchouc et un espace a été laissé entre celles-ci afin que le piège 
ne se referme pas complètement sur les membres de l'animal capturé. Par expérience personnelle, 
je peux dire ici que lors de mes opérations de piégeage de renards, mustélidés ou becs droits, 
espèces pouvant être classées nuisibles en France, je n'ai jamais eu à déplorer de blessures graves 
et notamment de fractures des membres. Je suis convaincu que le piège français interdit en 1995 
dans le cadre de l'interdiction dans les pays de l'UE n'était pas celui qui était présenté au PE, mais 
ce n'est pas l'objet du débat actuel. A noter simplement que si ce piège était testé selon les normes 
en vigueur, il serait jugé conforme aux exigences de l'Accord car il n'a rien à envier aux pièges à 
mâchoires canadiens certifiés pour le coyote et le lynx tels que les pièges Victor. 
Dès 1984, la France a mis en place une législation spécifique sur le piégeage : arrêté du 23 mai 
1984. Cette législation codifie les catégories de pièges, les méthodes de mises en œuvre de ceux-
ci et définit qui peut les utiliser. Elle précise la fonction du piégeur, ses droits et ses devoirs et 
l'assujettit à une formation délivrée par des organismes compétents. Elle va plus loin, puisque tout 
piège, hormis les pièges de première catégorie (cage) et de cinquième catégorie (pièges rustiques 
dit "assommoirs", pièges dont l'autorisation d'utilisation est très restreinte) doit être homologué 
par le Ministère de tutelle après avis d'une Commission d'homologation constituée de 
personnalités compétentes et notamment d'associations militant pour la défense des droits de 
l'animal. Cette homologation entraîne de la part du fabricant l'obligation d'apposer le sigle PHE 
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(piège homologué environnement) et un numéro d'homologation sur le piège. On n'est pas loin de 
ce que préconise l'article 7, paragraphe d) de l'Accord.   
 
§ Pourquoi piège-t-on en France ? 
Rappel de la législation : Dans chaque département, le préfet détermine les espèces d'animaux 
nuisibles  en fonction de la situation locale, et pour l'un des motifs ci-après : 

    1º Dans l'intérêt de la santé et de la sécurité publiques ; 
    2º Pour prévenir les dommages importants aux activités agricoles, forestières et aquacoles ; 
    3º Pour la protection de la flore et de la faune. 

On voit donc que si le piégeur a un rôle non négligeable vis-à-vis de la chasse pour la protection 
du petit gibier, son rôle ne se limite pas à cela. Il est au service de tous : agriculteurs, particuliers, 
collectivités… Il a un rôle capital dans la lutte contre les espèces exogènes et envahissantes 
(ragondins, rats musqués) et intervient pour la protection des espèces menacées (plan de 
restauration du vison d'Europe notamment). Son rôle est essentiel pour la suppression de 
l'utilisation de la lutte chimique (empoisonnement), méthode que l'on ne peut qualifier ni 
d'écologique, ni de sélective. Il a une mission d'intérêt général, voire de service public qui lui est 
de plus en plus reconnue par les autorités compétentes.  
  
§ La formation des piégeurs 
Je précise à nouveau qu'en France, le piégeage est dissocié de la chasse, ce qui n'empêche pas 
chasseurs et piégeurs d'être "les meilleurs amis du monde". Le permis de chasser n'est pas 
nécessaire pour piéger, mais la formation des piégeurs est obligatoire. En quoi consiste-t-elle ? 
Tout futur piégeur doit participer à une session de formation d'une durée minimale de 16 heures 
organisée par l'Office National de la Chasse et de la Faune Sauvage, une Fédération 
Départementale des Chasseurs ou tout autre organisme habilité à cet effet. Elle est dispensée par 
des moniteurs piégeurs formés par l'Office National de la Chasse et de la Faune Sauvage. A 
l'issue de cette formation, le piégeur se voit délivrer un numéro d'agrément valable sur tout le 
territoire national, numéro qu'il devra faire figurer de manière indélébile sur chacun de ses pièges. 
Que contient cette formation ? 

- connaissance des espèces recherchées, 
- connaissance des différents types de pièges, de leurs possibilités et condition d'utilisation, 
- manipulation des pièges, 
- connaissance des mesures propres à diminuer les souffrances des animaux capturés, 
- application des connaissances. 

J'ai dit que l'arrêté du 23 mai 1984 dispensait de cette formation les piégeurs utilisant des pièges 
de première catégorie (cages). Cette restriction doit disparaître puisque dans une révision de cet 
arrêté à l'étude actuellement et qui devrait aboutir très prochainement, tout piégeur, quelque soit 
les pièges utilisés, devra être agréé et donc suivre cette formation. On est en plein dans ce 
qu'indique l'article 8, paragraphe b) de l'Accord. Il suffira d'intégrer la connaissance des normes 
dans la formation, ce qui n'est pas très compliqué.  
Sans mésestimer le travail fait par nos partenaires de l'UE, je crois sincèrement que la France 
étant en pointe dans ce domaine, son expérience peut servir de base de travail dans l'élaboration 
d'une future plate forme commune en ce qui concerne notamment la formation des piégeurs. 
J'espère avoir pu faire passer ce message aujourd'hui. 

 
§ Les associations de piégeurs agréés 
Le piégeage étant, comme on l'a vu, dissocié de la chasse, les piégeurs français se sont regroupés 
en Associations départementales chapeautées au sommet par une Union nationale, l'UNAPAF. 
Ces structures sont les garantes de la mise en œuvre de l'Accord sur le terrain car elles sont à 
même d'avoir une action de conseil, de formation, voire de "police" au sens non officiel du terme 
en étant un relais des organismes officiels. Je pense notamment à la surveillance de la qualité des 
pièges certifiés : qui mieux qu'elles pourront s'apercevoir qu'un piège pourtant certifié ne 
correspond pas aux normes, par manquement dans la fabrication et pourront demander au 
constructeur ou à l'organisme certificateur d'en vérifier la conformité ? 

 
Je terminerai cet exposé en vous remerciant de votre attention et en insistant sur le fait que nous sommes 
prêt à mettre nos compétences en la matière au service de tous et notamment auprès de l'Union 
européenne si elle juge que nous pouvons être d'une quelconque utilité. 
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The position of the Nordic Hunter’s Cooperation regarding the proposed EU Directive on 
Humane Trapping 

 
The Nordic Hunters’ Cooperation (NHC) wishes to comment on the directive proposed by the European 
Commissions that would introduce humane trapping standards for certain animal species (COM (2004) 
532 final). 
 
Content of the draft Directive  
The text of the draft Directive proposes the testing of traps relative to special standards for the capture of 
19 species, a special training course for trappers as well as imposing strict restrictions on the construction 
and use of home-made traps. The draft Directive encompasses all forms of trapping and stipulates 
deadlines for testing traps. The Commission will be assisted by the CITES-Committee in the technical 
implementation of the Directive. The basis of the proposed legislation are two international agreements 
concluded in 1998 for the purpose of establishing humane trapping standards at an international level 
between the European Union (EU) and the governments of Canada and the Russian Federation, as well as 
that of the United States.  The contents of each agreement are essentially similar, and therefore will be 
hereafter referred to as “the Agreement”.  
 
The effect of the proposed Directive on trapping in Nordic countries 
The draft Directive proposes restrictions which will in effect make it practically impossible for trapping in 
Nordic countries (particularly in Fennoscandia), which will in turn lead to adverse impacts on flora and 
fauna. The draft Directive assumes that traps will be tested although there are no suitable test facilities in 
Europe. Such tests are relatively expensive, but at present there is no plan for how these will be financed. 
In Nordic countries, traps are often manufactured by small companies or individuals with small profit 
margins. If manufacturers must pay a testing fee of €100,000, this will inhibit design of better and more 
effective models in the future. 
The proposed Directive can effectively lead to a discontinuation in the use of home-made traps, since its 
restrictions will make it practically impossible to make and use traps constructed at home. Such traps are 
commonly used and are constructed from blueprints of traps that have been tested and approved (as is the 
case in Sweden). The extensive number of required test animals and parameters required for testing traps 
also imposes difficulties.  
 
NHC recommendations for amendments to the proposed Directive 
Several points of the proposed Directive must be amended in order to assure their realistic 
implementation. 
 
1. Subject matter and scope  
NHC proposes that the trapping of exotic invasive species in order to prevent irreversible damage to 
ecosystems in the EU, is not to fall under the scope of this Directive. 
 
2. Home-made traps  
NHC proposes that member states allow the manufacturing and usage of such traps by private individuals 
under the condition that these are based on designs approved by the proper authority for particular 
species. Once a particular trap type and model has been tested and approved, home construction of traps 
should be allowed as long as these are in accordance with approved design specifications. This 
amendment should be made in Article 4 of the proposed Directive. The possibility for individuals to use 
“home-made” traps is explicitly foreseen in the Agreement and should not be subject to “case-by-case” 
derogations. Considering the fact that such traps are widely used within the EU, an individual derogation 
system would be very impractical and much too bureaucratic. 
 
3. Traps that already have been tested and approved 
Traps and trapping methods which have already been tested and approved by member States should only 
have to be subjected to field tests. The results of such field tests should then function as a basis for 
fulfilling the standards for humane trapping methods. Tests that have been conducted in Sweden, for 
example, have been very extensive. By eliminating the demand for laboratory tests of these traps, the 
number of experimental animals required would be greatly reduced. This amendment should be inserted 
in Article 7.  
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4. Testing of trap models  
It should be made clear in the Directive that trap models, and not every individual trap, must be tested, 
since the latter would be practically impossible.  This must also be the intent of the Commission. Instead, 
models of traps should be tested and traps should be manufactured in strict accordance with the design of 
the trap model that has been tested and approved. This amendment should be made in Article 2.1, where 
”traps” should be replaced with ”trap models”. 
 
5. Time tables 
The Commission proposes specific deadlines for which traps shall be tested. Even today it is apparent that 
these deadlines are unreasonably short, since they do not allow enough time for the creation of national 
legislation, test facilities and the testing of traps. NHC proposes that national legistlation should be 
implemented no later than two years, and testing of traps and methods no later than eight years after the 
Directive has been implemented. 
 
6. Trap tests  
The proposed Directive requires that at least 20 test animals be used for testing restraining traps, and at 
least 12 for killing traps. These tests shall be conducted in test compounds and in the field. Compound 
tests require that animals shall first be captured in the wild and then habituate to the compound before 
being subject to tests.  NHC proposes that the number of test animals should be reduced through the 
greater use of field tests and computer simulations. Even in cases where there is a lack of basic research 
data on parameters given in Appendix II and III, field tests should be the basis for trap model approval. 
  
7. Trapper training 
NHC welcomes an emphasis on trapper education that is in keeping with the intention of the Directive. 
Thus, we propose that the text in Article 2.5 be amended such that trappers must fulfill the requirements 
set  by the competent authority of a Member State for trapping particular animal species, rather than a 
requirement for ”authorization”. Further, we wish to amend the text in Article 8 such Member States shall 
ensure that trappers receive appropriate training (preferably in collaboration with national hunters’ and/or 
trappers’ organisations) or have equivalent practical experience, competence and knowledge qualifying 
them to trap according to the objectives of the Directive. The text in this section illustrates problems with 
translation from the original language document to Swedish. For example, the word ”trapper” has been 
translated to the Swedish word for ”hunter”.   
 
8. Technical committee 
The Commission proposes that it shall be assisted by the CITES-committee in the implementation of the 
Directive. However, the CITES-Committee does not have the necessary qualifications necessary, and 
NHC recommends that a specia l committee comprised of experts in trapping, animal welfare and 
stakeholder groups be constituted for this purpose. 
 
9. Legal grounds  
The legal grounds of the proposed Directive is in itself questionable. Art. 175.1 refers to EU’s 
environmental policy while the goal of the Directive is to improve wild animal welfare. EU does not have 
any formal competence in this area. Therefore it would be more appropriate to use Article 95 since the 
Directive is based upon the Agreement with the intent of facilitating trade of fur and traps between the 
EU, Russia, Canada and the U.S. 
 
NHC will gladly supply detailed comments and suggested amendments to the proposed Directive.  
 
Trapping in Nordic countries 
In the Nordic countries (primarily Sweden, Norway and Finland), trapping is a common activity and is 
considered important for wildlife conservation. It is primarily directed at small carnivores and rodents that 
can cause damage to other flora and fauna.  The skin and other products of harvested animals are also 
highly valued resources. 
Home-made traps are very common and these are based upon readily available design blueprints for 
models that are considered effective and selective. 
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Trapping is strictly regulated and trappers must receive training in humane and effective trapping 
methodology. Regulations specify how often traps must be checked, for what species and under what 
conditions these can be used in a humane and effective manner. In Sweden, only traps that have been 
tested and approved by the management authority are allowed to be used. These traps are in general use in 
the other Nordic countries. 
If trapping were to be banned in the future, this will lead to negative impacts on bird life in particular, as 
well as to agriculture and forestry. 
 
The Nordic Hunters’ Cooperative 
The Nordic Hunters’ Cooperative was founded in 1947 and represents about 850,000 hunters in Sweden, 
Finland, Norway, Denmark and Iceland.  We work for the preservation and development of the Nordic 
hunting tradition, the support of research whic h provides the basis for sustainable utilization of our 
wildlife resources as well as the need for information to the public and management authorities. The 
Nordic hunter is a well-trained and hunting is grassroots acticity that combines resource utilization with 
recreational interests. Game meat is contributes significantly to the national economy and diet. For more 
information see: www.nordichunters.org 
 
For additional information please contact: 
Anders Grahn, Swedish Association for Hunting and Wildlife Management. 
Tel. +358 405 369166, anders.grahn@jagareforbundet.se 
Martin Højsgaard, Danish Hunter’s Association 
Tel. +45 879 10603, mh@jaegerne.dk 
Jari Pigg, Finnish Hunter’s Association  
Tel. +358 927 27 8112, jari.pigg@riista.fi 
Scott Brainerd, Norwegian Association of Hunters and Anglers  
Tel. +47 667 92239, scott.brainerd@njff.org 
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Resolution über private Jagdaufseher 
 
Die Europa-Abgeordneten und Mitglieder der Intergruppe Nachhaltige Jagd, 
Biodiversität & ländliche Aktivitäten, im Anschluss an ihre Sitzung vom 23. Februar 
2005 im Europäischen Parlament in Straßburg: 
 
• erkennen die Bedeutung der Arbeit und Stellung des privaten Jagdaufsehers in 

der EU vollständig an, insbesondere was die Wildhege, den Schutz der 
wildlebenden Fauna, der Lebensraumverbesserung, die Regulierung 
"schädlicher" Arten, die Kontrolle von Populationen und die Verhütung von 
Wilderei bzw. anderer umweltrechtlicher Verstöße betrifft; 

• stellen fest, dass private Jagdaufseher einen bedeutenden Beitrag zur 
nachhaltigen Jagd und auf diese Weise auch zum wirtschaftlichen und sozialen 
Wohl der ländlichen Gemeinschaften leisten; 

• erinnern daran, dass die EU in Anwendung des Subsidiaritätsprinzips keine 
Kompetenz in diesem Bereich besitzt, bestärken jedoch die Vertreter privater 
Jagdaufseher, sich auf EU-Ebene besser zu strukturieren, insbesondere um 
Möglichkeiten zu überprüfen, bestimmte Aspekte ihres Berufsstandes zu 
harmonisieren; 

• unterstreichen die wesentliche Rolle des privaten Jagdaufsehers in der 
Sensibilisierung und Bildung der breiten Öffentlichkeit und aller Naturnutzer 
zur effizienten Verbreitung der Botschaft, dass die nachhaltige Nutzung ein 
Instrument zum Erhalt der Biodiversität ist.  


